
Amtsblatt
Nummer 49

71. Jahrgang

Montag, 30. November 2015

Einzelpreis 1,40 €

B 1179

Öffentliche Ausschreibungen

Die Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther-Str. 3
93047 Regensburg                               
Telefon 0941/507-5629
Fax 0941/507-4629
Mail: vergabestelle@regensburg.de

beabsichtigt folgenden Auftrag zu 
vergeben:

Öffentliche Ausschreibung  
nach VOB/A
15 A 220 – �Einrichtung Küche  

Hausmeister nach DIN 18355
15 A 221 – �Baumeisterarbeiten nach DIN 

18299; 18300; 18303; 18304; 
18308; 18330 und 

                  18336

Nähere Informationen zu oben  
genannten Ausschreibungen siehe unter 
www.vergabe.bayern.de und  
www.regensburg.de/vergaben

Vorankündigung

Information über beabsichtigte 
Beschränkte Ausschreibungen nach 
§ 3 Abs. 3 Nr. 1 VOB/A 2009 ab einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer,  
siehe unter  
www.regensburg.de/vergaben

Auftraggeber:
Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther Str. 3
93047 Regensburg
Telefon 0941/507-5629
Fax 0941/507-4629
E-Mail: vergabestelle@regensburg.de

Bekanntmachung

Gehobenes wasserrechtliches Erlaubnisverfahren;
Einleitung von Mischwasser in die Donau am Klärwerk Regensburg durch das  
Tiefbauamt der Stadt Regensburg im Zusammenhang mit der Errichtung des  
Hochwasserschutzes Regensburg - Abschnitt Q, „Westhafen“
Hier: Erörterungstermin

Die Stadt Regensburg, vertreten durch 
das Tiefbauamt, hat beim Umweltamt 
-untere Wasserrechtsbehörde- die 
Erteilung einer gehobenen wasserrechtli-
chen Erlaubnis gemäß § 15 Abs. 1 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für das 
Einleiten von Mischwasser aus der 
Kanalisation in die Donau an der Einleit-
stelle 01 beim städtischen Klärwerk im 
Hochwasserfall beantragt. Die Bekannt-
machung dieses Verfahrens erfolgte 
bereits im Amtsblatt der Stadt Regens-
burg Nr. 36, 71. Jahrgang, am 
31.08.2015.

Die Erörterung der rechtzeitig erhobenen 
Einwendungen gegen das Vorhaben und 
die Stellungnahmen der Behörden wird 
mit den Einwendungsführern, dem 
Vorhabensträger sowie den Behörden 
und Sachverständigen am 17.12.2015, 

beginnend ab 14.00 Uhr im Bespre-
chungszimmer Nummer 1.119,  
Neues Rathaus, Minoritenweg 8-10, 
93047 Regensburg, 
1. Stock durchgeführt. 

Der Erörterungstermin wird hiermit 
gemäß Art. 69 Satz 1 Bayerisches 
Wassergesetz (BayWG) i. V. m. Art. 73 
Bayerisches Verwaltungsverfahrensge-
setz (BayVwVfG) öffentlich bekannt 
gemacht. Diese ortsübliche Bekanntma-
chung ist auf der Internetseite der Stadt 
Regensburg unter http://www.regens-
burg.de/rathaus/aktuelles/amtsblatt 
einsehbar. Der Termin ist nicht öffentlich 
(Art. 73 Abs. 6 Satz 6 i.V.m. Art. 68 Abs. 1 
Satz 1 BayVwVfG).

Formgerecht erhobene Einwendungen 
gegen das Vorhaben können auch bei 

Ausbleiben des Vorhabensträgers oder 
der Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, ohne diese verhandelt 
und erörtert werden (Art. 73 Abs. 6 Satz 
6 i.V.m. Art. 67 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG). 

Es wird darauf hingewiesen, dass 
Kosten, die durch die Teilnahme am 
Erörterungstermin entstehen, nicht 
ersetzt werden können. 

Regensburg, 19.11.2015
Stadt Regensburg
Umweltamt

Im Auftrag

Gruber
Ltd. Rechtsdirektor
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung  
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Die Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
erteilte mit Bescheid vom 17. November 
2015 (Az. 01949/2015 - 03) die beantrag-
te baurechtliche Genehmigung für den 
Umbau eines bestehenden Einfamilien-
hauses in ein Zweifamilienhaus auf dem 
Anwesen Regensburg, Habbelstr. 4, 
Gemarkung Regensburg, Flurstück 
3468/4. Im Erdgeschoss und im Dachge-
schoss des Gebäudes befindet sind 
jeweils eine eigenständige Wohneinheit. 
Die Genehmigung beinhaltet ferner die 
Errichtung eines zweigeschossigen 
Anbaus an der Ostseite des Gebäudes 
mit einer Länge von 4,9 m und einer 
Breite von 5,2 m. 

Nach Art. 47 Abs. 1 und 2 BayBO und 
der Stellplatzsatzung der Stadt Regens-
burg sind für das Bauvorhaben 3 
Kfz-Stellplätze zu erstellen. Die Stellplät-
ze sind in Form einer Garage an der 
nordwestlichen Grundstücksgrenze und 
als offene Stellplätze jeweils an der 
südwestlichen und südöstlichen Grund-
stücksgrenze nachgewiesen. 

Der Baugenehmigung für das oben 
beschriebene Vorhaben liegen die mit 
amtlichem Prüfvermerk vom 17. Novem-
ber 2015 versehenen Bauvorlagen 
zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
(in Form dieser öffentlichen Bekanntma-
chung) Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht in Regensburg, Postfachan-
schrift: 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 
Regensburg, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichts erhoben 
werden. Die Klage muss den Kläger, die/
den Beklagte(n) (hier: Stadt Regensburg) 
und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf 
gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayer. 
Bauordnung). Durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. 
Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde das 
Widerspruchsverfahren im Bereich des 
Baurechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen den erteilten Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die 
Klageerhebung durch E – Mail ist 
unzulässig.

Eine Nachbarklage gegen den Bescheid 
hat gemäß § 212 a Abs. 1 Baugesetz-
buch keine aufschiebende Wirkung. Ein 
Antrag auf Anordnung der aufschieben-
den Wirkung kann beim Bayer. Verwal-
tungsgericht Regensburg gestellt werden 
(§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 
80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung).

Sonstiger Hinweis:
Nachbarn des Bauvorhabens können die 
Akten des Baugenehmigungsverfahrens 
beim Bauordnungsamt der Stadt 
Regensburg (Neues Rathaus, 3. Oberge-
schoss, Zi.Nr. 3.044) während der 
allgemeinen Geschäftszeiten (Montag, 
Dienstag und Freitag von 8.00 bis 11.30 
Uhr sowie am Donnerstag von 8.00 bis 
13.00 Uhr und von 15.00 bis 17.30 Uhr) 
einsehen. Eine vorherige Terminvereinba-
rung, Telefon 0941/507-3631, wird 
empfohlen.

Regensburg, 17. November 2015
Stadt Regensburg
Bauordnungsamt

Im Auftrag

Frohschammer
Leitender Rechtsdirektor

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung  
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Der Freistaat Bayern, vertreten durch das 
Staatliche Bauamt Regensburg, errichtet 
auf dem Areal der ehemaligen Bajuwa-
renkaserne in Regensburg eine dauerhaf-
te und eigenständige Erstaufnahmeein-
richtung (EAE) für Asylbewerber. Die 
Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
erteilte mit Bescheid vom 11. November 
2015 (Az. 02462/2015 - 03) für dieses 
Bauvorhaben auf dem Anwesen Regens-
burg, Bajuwarenstr. 1a, Gemarkung 
Regensburg, Flurstück 2662/26 die 
beantragte baurechtliche Genehmigung.
Die Erstaufnahmeeinrichtung enthält u.a. 

ein Verwaltungsgebäude, ein Wirt-
schaftsgebäude mit Kantine, ein Technik-
gebäude sowie zwei Wohngebäude. 
Ferner ist Gegenstand der erteilten 
Baugenehmigung die Ausführung der 
Freiflächen mit der Errichtung eines 
Bolzplatzes, eines Kinderspielplatzes und 
von Stellplatzanlagen für 108 Kraftfahr-
zeuge und 20 Fahrräder.
Die beantragten beiden Unterkunftsge-
bäude sind für einen gleichzeitigen 
Aufenthalt von insgesamt 379 Personen 
(199 Personen im Gebäude 4 und 180 
Personen im Gebäude 5) ausgelegt.

Mit Datum vom 26. Oktober 2015 wurde 
für Teilbereiche dieses Vorhabens 
(Tiefergründung und Erdarbeiten im 
Bereich der geplanten Gebäude Nr. 1 - 5) 
bereits eine Teilbaugenehmigung (Az: 
2465/2015) erteilt, die im Amtsblatt der 
Stadt Regensburg vom 9. November 
2015 öffentlich bekannt gemacht wurde. 

Von den brandschutzrechtlichen Anfor-
derungen wurden entsprechend Art. 63 
Abs. 1 BayBO nach pflichtgemäßem 
Ermessen Abweichungen zugelassen, da 
entsprechend den eingereichten Brand-
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schutzkonzepten der Zweck der brand-
schutzrechtlichen Anforderungen erfüllt 
ist und die Abweichungen unter Würdi-
gung der nachbarlichen Belange mit den 
öffentlichen Belangen vereinbar sind.

Nach Art. 47 Abs. 1 und 2 BayBO und 
der Stellplatzsatzung der Stadt Regens-
burg sind für das Bauvorhaben gemäß 
Planeintragung 79 Kfz-Stellplätze und 16 
Fahrrad-Stellplätze zu erstellen. 

Die Einhaltung der sonstigen, zu prüfen-
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
wurde ggf. durch entsprechende 
Nebenbestimmungen sichergestellt. 

Der Baugenehmigung für das oben 
beschriebene Vorhaben liegen die mit 
amtlichem Prüfvermerk vom  
11. November 2015 versehenen  
Bauvorlagen zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
(in Form dieser öffentlichen Bekanntma-
chung) Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht in Regensburg, Postfachan-
schrift: 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 

Regensburg, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichts erhoben 
werden. Die Klage muss den Kläger, die/
den Beklagte(n) (hier: Stadt Regensburg) 
und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf 
gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayer. 
Bauordnung). Durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. 
Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde das 
Widerspruchsverfahren im Bereich des 
Baurechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen den erteilten Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die 
Klageerhebung durch E – Mail ist 
unzulässig.
Eine Nachbarklage gegen den Bescheid 
hat gemäß § 212 a Abs. 1 Baugesetz-

buch keine aufschiebende Wirkung. Ein 
Antrag auf Anordnung der aufschieben-
den Wirkung kann beim Bayer. Verwal-
tungsgericht Regensburg gestellt werden 
(§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit  
§ 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung).

Sonstiger Hinweis:
Nachbarn des Bauvorhabens können die 
Akten des Baugenehmigungsverfahrens 
beim Bauordnungsamt der Stadt 
Regensburg (Neues Rathaus, 3. Oberge-
schoss, Zi. Nr. 3.044) während der 
allgemeinen Geschäftszeiten (Montag, 
Dienstag und Freitag von 8.00 bis 11.30 
Uhr sowie am Donnerstag von 8.00 bis 
13.00 Uhr und von 15.00 bis 17.30 Uhr) 
einsehen. Eine vorherige Terminvereinba-
rung, Telefon 0941/507-3631, wird 
empfohlen.

Regensburg, 17. November 2015
Stadt Regensburg
Bauordnungsamt

Im Auftrag

Frohschammer
Leitender Rechtsdirektor

Umlegung „Holzgartenstraße-Süd“

Bekanntmachung über die Unanfechtbarkeit des Zuteilungsplans
(Inkrafttreten des Umlegungsplans gemäß § 71 BauGB)

Für das behandelte Einlagegrundstück 
Flst.Nr. 150 Gmkg. Reinhausen ist der 
Zuteilungsplan nach § 76 BauGB am 17. 
November 2015 unanfechtbar geworden. 
Der Zuteilungsplan tritt mit dieser 
Bekanntmachung für die beteiligten 
Besitzstände der Ordnungsnummern 1 
Teil 4, 4, 4/1 und 4/2 in Kraft.

Damit wird gemäß § 72 Abs. 1 BauGB für 
den behandelten Teilbereich des Umle-
gungsgebiets der bisherige Rechtszu-
stand durch den im Zuteilungsplan 
enthaltenen Rechtszustand ersetzt. Die 
im Zuteilungsplan ausgewiesenen 
Eigentums- und Rechtsverhältnisse 
werden für die Grundstücke Flst.Nr. 150 
und 150/33 bis 150/36 Gmkg. Reinhau-
sen gültig.

Diese Bekanntmachung schließt die 
Einweisung der neuen Eigentümer in den 
Besitz des zugeteilten Grundstücks ein. 
Die Berichtigung des Grundbuchs und 
des Liegenschaftskatasters wird gemäß 
§ 74 BauGB durch die Stadt Regensburg 
-Umlegungsstelle- bei den zuständigen 
Behörden veranlasst.

Der in Kraft getretene Zuteilungsplan 
kann bis zur Berichtigung des Grund-
buchs bei der Stadt Regensburg, 
Bauordnungsamt -Bodenordnung- im 
Neuen Rathaus, D.-Martin-Luther-Str. 1, 
Zimmer 3.056/III. Stock von jedem 
eingesehen werden, der ein berechtigtes 
Interesse darlegt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Diese Bekanntmachung kann von den 
Betroffenen innerhalb eines Monats, 
gerechnet vom Tag nach ihrer Veröffentli-
chung, durch Widerspruch angefochten 
werden. Der Widerspruch ist bei der 
Stadt Regensburg, Bauordnungsamt 
-Bodenordnung-, D.-Martin-Luther-Str. 1, 
93047 Regensburg, schriftlich oder zur 
Niederschrift zu erheben.

Regensburg, den 19. November 2015
STADT REGENSBURG

Joachim Wolbergs
Oberbürgermeister
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung  
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Die Stadt Regensburg, Bauordnungs-
amt, erteilte mit Bescheid vom 9. 
November 2015 (Az. 01947/2015 - 01) 
der Evangelisch-Lutherischen Gesamt-
kirchenverwaltung Regensburg die 
beantragte baurechtliche Genehmigung 
für Umbau und Nutzungsänderung des 
Anwesens Am Peterstor 2, Fuchsengang 
2 b, 2 c, auf dem Grundstück Fl. Nr. 
1462 der Gemarkung Regensburg. 

Gegenstand der Baugenehmigung ist 
der Umbau und die Nutzungsänderung 
im Erdgeschoss von Kindergarten in 
Räume für die Evangelische Studenten-
gemeinde und im 2. Obergeschoss und 
Dachgeschoss von studentischem 

Wohnen in Wohngruppen für unbegleite-
te minderjährige Flüchtlinge und deren 
Nachfolgegruppen. Die Baugenehmi-
gung beinhaltet ferner geringfügige 
Umbaumaßnahmen im 1. Obergeschoss, 
welches weiterhin für studentisches 
Wohnen genutzt wird.

Das Bauvorhaben liegt im Bereich des 
Ensembles „Altstadt von Regensburg mit 
Stadtamhof“. Die notwendige denkmal-
schutzrechtliche Erlaubnis (Art. 6 Abs. 1 
Denkmalschutzgesetz) wird durch diese 
Baugenehmigung ersetzt. 

Nach Art. 47 Abs. 1 und 2 der Bayeri-
schen Bauordnung und der Stellplatzsat-

zung der Stadt Regensburg ist für das 
Bauvorhaben ein zusätzlicher Kfz-Stell-
platz auf dem Baugrundstück nachzu-
weisen. 

Grundlage der Baugenehmigung sind die 
mit Prüfvermerk vom 9. November 2015 
versehenen Bauvorlagen einschließlich 
des Brandschutzkonzeptes vom  
27. Juli 2015.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
(in Form dieser öffentlichen Bekanntma-
chung) Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht in Regensburg, Postfachan-

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung  
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Die Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
erteilte mit Bescheid vom 17. November 
2015 (Az. 01542/2015 - 03) die beantrag-
te baurechtliche Genehmigung für die 
Nutzungsänderung von Lager- und 
Büroräumen in eine Schreinereiwerkstatt 
auf dem Anwesen Regensburg,  
Dechbettener Str. 55, Gemarkung 
Regensburg, Flurstück 3500. 

Die Werkstatt mit einer Grundfläche von 
etwa 105 qm befindet sich im südöstli-
chen Bereich des erdgeschossigen 
Bestandsgebäudes. Der Zugang ist an 
der Ostseite des Gebäudes situiert.

Die Einhaltung der im Baugenehmi-
gungsverfahren zu prüfenden öffentlich-
rechtlichen Vorschriften, insbesondere 
zur Luftreinhaltung und zum Lärmschutz, 
wurde durch entsprechende Nebenbe-
stimmungen sichergestellt. 

Der Baugenehmigung für das oben 
beschriebene Vorhaben liegen die mit 
amtlichem Prüfvermerk vom  
17. November 2015 versehenen Bauvor-
lagen zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
(in Form dieser öffentlichen Bekanntma-

chung) Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht in Regensburg, Postfachan-
schrift: 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1,  
93047 Regensburg, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben 
werden. Die Klage muss den Kläger, die/
den Beklagte(n) (hier: Stadt Regensburg) 
und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf 
gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayer. 
Bauordnung). Durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom  
22. Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde das 
Widerspruchsverfahren im Bereich des 
Baurechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen den erteilten Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die 
Klageerhebung durch E – Mail ist 
unzulässig.

Eine Nachbarklage gegen den Bescheid 
hat gemäß § 212 a Abs. 1 Baugesetz-
buch keine aufschiebende Wirkung. Ein 
Antrag auf Anordnung der aufschieben-
den Wirkung kann beim Bayer. Verwal-
tungsgericht Regensburg gestellt werden 
(§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit  
§ 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung).

Sonstiger Hinweis:
Nachbarn des Bauvorhabens können die 
Akten des Baugenehmigungsverfahrens 
beim Bauordnungsamt der Stadt 
Regensburg (Neues Rathaus, 3. Oberge-
schoss, Zi.Nr. 3.044) während der 
allgemeinen Geschäftszeiten (Montag, 
Dienstag und Freitag von 8.00 bis 11.30 
Uhr sowie am Donnerstag von 8.00 bis 
13.00 Uhr und von 15.00 bis 17.30 Uhr) 
einsehen. Eine vorherige Terminvereinba-
rung, Telefon 0941/507-3631, wird 
empfohlen.

Regensburg, 17. November 2015
Stadt Regensburg
Bauordnungsamt

Im Auftrag

Frohschammer
Leitender Rechtsdirektor
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schrift: 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1,  
93047 Regensburg, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben 
werden. Die Klage muss den Kläger, die/
den Beklagte(n) (hier: Stadt Regensburg) 
und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf 
gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayer. 
Bauordnung). Durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. 
Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde das 
Widerspruchsverfahren im Bereich des 
Baurechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen den erteilten Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die 
Klageerhebung durch E – Mail ist 
unzulässig.

Eine Nachbarklage gegen den Bescheid 
hat gemäß § 212 a  Abs. 1 Baugesetz-
buch keine aufschiebende Wirkung. Ein 
Antrag auf Anordnung der aufschieben-
den Wirkung kann beim Bayer. Verwal-
tungsgericht Regensburg gestellt werden 
(§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 
80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung).

Sonstiger Hinweis:
Nachbarn des Bauvorhabens können die 
Akten des Baugenehmigungsverfahrens 
beim Bauordnungsamt der Stadt 

Regensburg (Neues Rathaus, 3. Oberge-
schoss, Zi.Nr. 3.050) während der 
allgemeinen Geschäftszeiten (Montag, 
Dienstag und Freitag von 8.00 bis 11.30 
Uhr sowie am Donnerstag von 8.00 bis 
13.00 Uhr und von 15.00 bis 17.30 Uhr) 
einsehen. Eine vorherige Terminvereinba-
rung, Telefon 0941/507-1634, wird 
empfohlen.

Regensburg, 18. November 2015
Stadt Regensburg
Bauordnungsamt

Im Auftrag

Frohschammer
Leitender Rechtsdirektor

Umlegung „Königswiesen Süd“

Bekanntmachung der Aufstellung des geänderten Umlegungsplans  
für den sog. „Teilabschnitt 2“ des Umlegungsgebiets  
(§ 69 Baugesetzbuch - BauGB)

Der Umlegungsausschuss der Stadt 
Regensburg hat für den „Teilabschnitt 2“ 
des Umlegungsgebiets „Königswiesen 
Süd“ auf Grund des Beschlusses vom 
09. Oktober 2015 den geänderten 
Umlegungsplan gemäß § 73 Nr. 3 i. V. m. 
§ 66 Abs. 1 Satz 2 BauGB aufgestellt. 

Im Einzelnen befinden sich im vorge-
nannten Teilabschnitt die Einlagegrund-
stücke mit den Flst.Nrn. 262/90 (Ziegets-
dorfer Straße 36 und 36 a; Gebäude- und 
Freifläche) und 262/94 (Ziegetsdorfer 
Straße; Straße), Gmkg. Dechbetten 
sowie Flst.Nr. 20/2 (Ziegetsdorfer Straße; 
Verkehrsfläche), Gmkg. Ziegetsdorf.

Der geänderte Umlegungsplan besteht 
aus der Umlegungskarte und dem 
Umlegungsverzeichnis. In der Umle-
gungskarte sind die zugeteilten Grund-
stücke des Plangebiets mit den neuen 
Grundstücksgrenzen und -bezeichnun-
gen sowie die der Stadt Regensburg 

gemäß § 55 BauGB zugeteilten neuen 
öffentlichen Flächen dargestellt.

Das Umlegungsverzeichnis führt die 
behandelten Grundstücke nach Lage, 
Größe und Nutzungsart unter Gegen-
überstellung des alten und neuen 
Bestands mit Angabe ihrer Eigentümer, 
die aufgehobenen, übertragenen und neu 
begründeten Rechte an den zugeteilten 
Grundstücken sowie die Geldleistungen 
mit deren Fälligkeit auf. 

Nach § 48 Abs. 2 BauGB ist die mögliche 
Anmeldungsfrist hinsichtlich eventuell 
bestehender unbekannter Rechte an den 
im „Teilabschnitt 2“ behandelten Grund-
stücken mit der Beschlussfassung über 
die Aufstellung des Umlegungsplans 
abgelaufen.  

Den Beteiligten des „Teilabschnitts 2“ im 
Umlegungsgebiet wurde gemäß § 70 
Abs. 1 Satz 1 BauGB ein ihre Rechte 

betreffender Auszug aus dem nunmehr 
geänderten Umlegungsplan unmittelbar 
zugestellt. 

Der geänderte Umlegungsplan für den 
„Teilabschnitt 2“ des Umlegungsgebiets 
kann während der Dienststunden bei der 
Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
Abteilung Bodenordnung, Bodenverkehr 
und Wertermittlung, auf Zimmer Nummer 
3.064 im Neuen Rathaus, Minoritenweg 
4, in 93047 Regensburg, von jedem 
eingesehen werden, der ein berechtigtes 
Interesse darlegt. Der Zeitpunkt der 
Unanfechtbarkeit des Umlegungsplans 
wird gemäß § 71 BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht.

Regensburg, den 11. November 2015
STADT REGENSBURG

Joachim Wolbergs
Oberbürgermeister
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Umlegung „Keilberg 2“

Bekanntmachung über die Unanfechtbarkeit des Umlegungsplans für den  
sog. Teilabschnitt „Preiselbeerweg“ des Umlegungsgebiets  
(§ 71 Baugesetzbuch - BauGB) 

Für die behandelten Einlagegrundstücke 
in Regensburg mit den Flst.Nrn. 1463/1 
(Hintere Keilbergstraße), 1721, 1721/1, 
1722, 1722/1, 1723, 1723/1, 1725, 
1725/1, 1727/2, 1728, 1729, 1730, 
1732/2 und 1732/9, je Gmkg.  
Schwabelweis, ist der Umlegungsplan 
des Teilabschnitts „Preiselbeerweg“ nach 
§ 66 Abs. 1 Satz 2 BauGB am  
24. November 2015 unanfechtbar 
geworden. Der Umlegungsplan tritt mit 
dieser Bekanntmachung für die beteilig-
ten Besitzstände der Ordnungsnummern 
1 Teil 1, 2 Teil 1, 3/1, 3/2, 80, 80/1, 81, 
81/1, 81/2, 81/3, 82 Teil 1, 82/1, 82/2, 
82/3, 82/4, 82/5, 83, 84, 84/1, 84/2, 84/3, 
84/4, 84/5 und 281 in Kraft.

Damit wird gemäß § 72 Abs. 1 BauGB für 
den behandelten Teilbereich des Umle-
gungsgebiets der bisherige Rechtszu-
stand durch den im Umlegungsplan 
enthaltenen neuen Rechtszustand 
(Grundstückseinteilung mit Regelung der 
Eigentums- und Rechtsverhältnisse) 
ersetzt. Aus dem aus der Umlegungs
karte und dem Umlegungsverzeichnis 
mit Anlagen bestehenden Umlegungs-
plan geht der in Aussicht genommene 
Neuzustand mit allen tatsächlichen und 

rechtlichen Änderungen hervor. Die 
neuen Grundstückszustände mit den im 
Umlegungsplan ausgewiesenen Eigen-
tums- und Rechtsverhältnissen werden 
mit dieser Bekanntmachung gültig.

Die Bekanntmachung der Unanfechtbar-
keit des Umlegungsplans schließt die 
Einweisung der neuen Eigentümer in den 
Besitz der zugeteilten Grundstücke ein. 
Die Berichtigung des Grundbuchs und 
des Liegenschaftskatasters wird durch 
die Stadt Regensburg, Umlegungsstelle, 
gemäß § 74 BauGB veranlasst.

Der in Kraft getretene Umlegungsplan für 
den Teilabschnitt „Preiselbeerweg“ des 
Umlegungsgebiets kann bis zur Berichti-
gung des Grundbuchs während der 
Dienststunden bei der Stadt Regensburg, 
Bauordnungsamt, Abteilung Bodenord-
nung, Bodenverkehr und Wertermittlung, 
auf Zimmer Nummer 3.064 im Neuen 
Rathaus, Minoritenweg 4, in 93047 
Regensburg, von jedem eingesehen 
werden, der ein berechtigtes Interesse 
darlegt. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Bekanntmachung der 

Unanfechtbarkeit des Umlegungsplans 
kann innerhalb eines Monats, gerechnet 
vom Tag nach ihrer ortsüblichen Be-
kanntmachung, Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch ist schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Stadt 
Regensburg, Bauordnungsamt, Abteilung 
Bodenordnung, Bodenverkehr und 
Wertermittlung, im Neuen Rathaus, 
D.-Martin-Luther-Str. 1, in 93047 
Regensburg, einzulegen. Er kann auch 
elektronisch mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem 
Signaturgesetz versehen unter der 
Adresse poststelle@regensburg.de 
eingelegt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Ein elektronisch eingelegter Widerspruch 
muss mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur nach dem Signaturgesetz 
versehen sein. Eine elektronische 
Widerspruchseinlegung ohne qualifizierte 
elektronische Signatur ist unzulässig.

Regensburg, den 24. November 2015
STADT REGENSBURG

Joachim Wolbergs
Oberbürgermeister

Umlegung „Keilberg 2“

Bekanntmachung über die Unanfechtbarkeit des Umlegungsplans  
für den sog. Teilabschnitt „Tannenweg“ des Umlegungsgebiets  
(§ 71 Baugesetzbuch - BauGB) 

Für die behandelten Einlagegrundstücke 
in Regensburg mit den Flst.Nrn. 1693/2, 
1763, 1764, 1764/1, 1765, 1766, 1767, 
1767/2, 1767/3, 1768, 1768/2, 1769, 
1770, 1770/1, 1772, 1773, 1774, 1774/8, 
1782 und 1799, je Gmkg. Schwabelweis, 
ist der Umlegungsplan des Teilabschnitts 
„Tannenweg“ nach § 66 Abs. 1 Satz 2 
BauGB am 17. November 2015 unan-
fechtbar geworden. Der Umlegungsplan 
tritt mit dieser Bekanntmachung für die 
beteiligten Besitzstände der Ordnungs-
nummern 1 Teil 1, 2 Teil 1, 36, 133, 
133/1, 134, 138, 139, 139/1 139/2, 

139/3, 139/4, 139/5, 139/6, 139/7, 139/8, 
139/9, 139/10, 141, 143, 143/3, 143/4, 
144, 144/1, 144/2, 144/3, 145, 145/1, 
145/2, 145/3, 145/4, 145/5, 152, 152/1, 
153, 154, 154/3, 154/4, 154/5, 154/6, 
155, 156, 158 in Kraft.

Damit wird gemäß § 72 Abs. 1 BauGB für 
den behandelten Teilbereich des Umle-
gungsgebiets der bisherige Rechtszu-
stand durch den im Umlegungsplan 
enthaltenen neuen Rechtszustand 
(Grundstückseinteilung mit Regelung der 
Eigentums- und Rechtsverhältnisse) 

ersetzt. Aus dem aus der Umlegungskar-
te und dem Umlegungsverzeichnis mit 
Anlagen bestehenden Umlegungsplan 
geht der in Aussicht genommene 
Neuzustand mit allen tatsächlichen und 
rechtlichen Änderungen hervor. Die 
neuen Grundstückszustände mit den im 
Umlegungsplan ausgewiesenen Eigen-
tums- und Rechtsverhältnissen werden 
mit dieser Bekanntmachung gültig.

Die Bekanntmachung der Unanfechtbar-
keit des Umlegungsplans schließt die 
Einweisung der neuen Eigentümer in den 
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Öffentliche Bekanntmachung einer Befreiung von den Festsetzungen des  
Bebauungsplanes gemäß § 31 Abs. 2 BauGB i.V.m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Die Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
erteilte mit Bescheid vom 18. November 
2015 die beantragte Befreiung von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 
48 für die Errichtung einer Garage im 
östlichen Bereich des Anwesens Re-
gensburg, Merkurstr. 2, Gemarkung 
Ziegetsdorf, Flurstück 24/15  
(Az. 02888/2015 - 18). 
Die Garage wird im südlichen Anschluss 
an die nach Bebauungsplan zulässige 
Garage zugelassen und weist damit zur 
nördlichen Grundstücksgrenze einen 
Abstand von 6,0 m auf. Die Garage wird 
mit einer Grundfläche von 3,0 m x 6,0 m 
und einer Höhe von etwa 2,7 m (Flach-
dach) ausgeführt.

Die Zulassung der Befreiung hat ihre 
Rechtsgrundlage in § 31 Abs. 2 BauGB. 
Die Befreiung konnte im vorliegenden 
Fall nach pflichtgemäßem Ermessen 
erteilt werden, nachdem die Vorausset-
zungen des § 31 Abs. 2 Nr. 2 BauGB 
erfüllt sind und die Befreiung auch unter 
Würdigung nachbarlicher Interessen mit 
den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

Der Befreiung für das oben beschriebene 
Vorhaben liegen die mit amtlichem 
Prüfvermerk vom 18. November 2015 
versehenen Bauvorlagen zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
(in Form dieser öffentlichen Bekanntma-
chung) Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht in Regensburg, Postfachan-
schrift: 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 
Regensburg, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichts erhoben 
werden. Die Klage muss den Kläger, die/
den Beklagte(n) (hier: Stadt Regensburg) 
und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf 
gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayer. 
Bauordnung). Durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom  
22. Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde das 
Widerspruchsverfahren im Bereich des 
Baurechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen den erteilten Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die 

Klageerhebung durch E – Mail ist 
unzulässig.

Eine Nachbarklage gegen den Bescheid 
hat gemäß § 212 a Abs. 1 Baugesetz-
buch keine aufschiebende Wirkung. Ein 
Antrag auf Anordnung der aufschieben-
den Wirkung kann beim Bayer. Verwal-
tungsgericht Regensburg gestellt werden 
(§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit  
§ 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung).

Sonstiger Hinweis:
Nachbarn des Bauvorhabens können die 
Akten des Baugenehmigungsverfahrens 
beim Bauordnungsamt der Stadt 
Regensburg (Neues Rathaus, 3. Oberge-
schoss, Zi.Nr. 3.044) während der 
allgemeinen Geschäftszeiten (Montag, 
Dienstag und Freitag von 8.00 bis 11.30 
Uhr sowie am Donnerstag von 8.00 bis 
13.00 Uhr und von 15.00 bis 17.30 Uhr) 
einsehen. Eine vorherige Terminvereinba-
rung, Telefon 0941/507-3631, wird 
empfohlen.

Regensburg, 18. November 2015
Stadt Regensburg
Bauordnungsamt

Im Auftrag

Frohschammer
Leitender Rechtsdirektor

Besitz der zugeteilten Grundstücke ein. 
Die Berichtigung des Grundbuchs und 
des Liegenschaftskatasters wird durch 
die Stadt Regensburg, Umlegungsstelle, 
gemäß § 74 BauGB veranlasst.

Der in Kraft getretene Umlegungsplan für 
den Teilabschnitt „Tannenweg“ des 
Umlegungsgebiets kann bis zur Berichti-
gung des Grundbuchs während der 
Dienststunden bei der Stadt Regensburg, 
Bauordnungsamt, Abteilung Bodenord-
nung, Bodenverkehr und Wertermittlung, 
auf Zimmer Nummer 3.072 im  
Neuen Rathaus, Minoritenweg 4,  
in 93047 Regensburg, von jedem 
eingesehen werden, der ein berechtigtes 
Interesse darlegt. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Bekanntmachung der 
Unanfechtbarkeit des Umlegungsplans 
kann innerhalb eines Monats, gerechnet 
vom Tag nach ihrer ortsüblichen Be-
kanntmachung, Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch ist schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Stadt 
Regensburg, Bauordnungsamt, Abteilung 
Bodenordnung, Bodenverkehr und 
Wertermittlung, im Neuen Rathaus, 
D.-Martin-Luther-Str. 1, in 93047 
Regensburg, einzulegen. Er kann auch 
elektronisch mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem 
Signaturgesetz versehen unter der 
Adresse poststelle@regensburg.de 
eingelegt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Ein elektronisch eingelegter Widerspruch 
muss mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur nach dem Signaturgesetz 
versehen sein. Eine elektronische 
Widerspruchseinlegung ohne qualifizierte 
elektronische Signatur ist unzulässig.

Regensburg, den 17. November 2015
STADT REGENSBURG

Joachim Wolbergs
Oberbürgermeister
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